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Resolution der Generalversammlung 

[auf Grund des Berichts des Dritten Ausschusses (A/62/440)] 

  62/175. Stärkung des Programms der Vereinten Nationen für Verbre-
chensverhütung und Strafrechtspflege, insbesondere seiner 
Kapazität zur technischen Zusammenarbeit 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 46/152 vom 18. Dezember 1991 über die Schaffung 
eines wirksamen Programms der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensverhü-
tung und Strafrechtspflege und ihre Resolution 61/181 vom 20. Dezember 2006 über die 
Stärkung des Programms der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechts-
pflege, insbesondere seiner Kapazität zur technischen Zusammenarbeit, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 60/1 vom 16. September 2005 über das Er-
gebnis des Weltgipfels 2005, insbesondere die Abschnitte über grenzüberschreitende Krimi-
nalität und Terrorismus, 

 mit Befriedigung Kenntnis nehmend von der Verabschiedung der Strategie des Büros 
der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung im Zeitraum 2008-20111 
durch den Wirtschafts- und Sozialrat, deren Ziel unter anderem darin besteht, die Wirksam-
keit und Flexibilität des Büros bei der Bereitstellung von technischer Hilfe und politischen 
Diensten zu erhöhen, 

 unter Hinweis auf Abschnitt XI ihrer Resolution 61/252 vom 22. Dezember 2006 mit 
dem Titel „Stärkung des Programms der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und 
Strafrechtspflege und der Rolle seines Leitungsgremiums, der Kommission für Verbre-
chensverhütung und Strafrechtspflege“, worin die Kommission als das wichtigste richtlini-
engebende Organ der Vereinten Nationen für Fragen der Verbrechensverhütung und der 
Strafrechtspflege ermächtigt wurde, den Haushaltsplan des Fonds der Vereinten Nationen 
für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege zu genehmigen, und den Ergebnissen der 
wiedereinberufenen sechzehnten Tagung der Kommission am 29. und 30. November 2007 
mit Interesse entgegensehend, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 61/209 vom 20. Dezember 2006 mit dem Ti-
tel „Verhütung und Bekämpfung korrupter Praktiken und der Übertragung von Vermögens-
_______________ 
1 Siehe Resolutionen 2007/12 und 2007/19 des Wirtschafts- und Sozialrats. 
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werten illegaler Herkunft sowie Rückgabe dieser Vermögenswerte, insbesondere an die Ur-
sprungsländer, im Einklang mit dem Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Kor-
ruption“, 

 in Bekräftigung ihrer Resolutionen betreffend die dringende Notwendigkeit, die inter-
nationale Zusammenarbeit und technische Hilfe bei der Förderung und Erleichterung der 
Ratifikation und der Durchführung des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die 
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität und der dazugehörigen Protokolle 2 , des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen Korruption3 und aller internationalen Über-
einkommen und Protokolle gegen den Terrorismus, einschließlich der kürzlich in Kraft ge-
tretenen, zu stärken, 

 sowie in Bekräftigung der Verpflichtungen, die die Mitgliedstaaten in der am 8. Sep-
tember 2006 verabschiedeten Weltweiten Strategie der Vereinten Nationen zur Bekämpfung 
des Terrorismus4 eingegangen sind, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 61/180 vom 20. Dezember 2006 über die Verbesse-
rung der Koordinierung des Vorgehens gegen den Menschenhandel und die diesbezügliche 
Koordinierungsrolle des Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbe-
kämpfung, 

 es begrüßend, dass das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbe-
kämpfung, das Internationale Arbeitsamt, die Internationale Organisation für Migration, das 
Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte, die Organisation 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa und das Kinderhilfswerk der Vereinten Natio-
nen gemeinsam die Globale Initiative der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des Men-
schenhandels eingeleitet haben, sowie unter Begrüßung des für den 13. bis 15. Februar 2008 
geplanten Wiener Forums, dessen Ziel darin besteht, ein Problembewusstsein zu schaffen 
und die internationale Zusammenarbeit und globale Partnerschaften zu Gunsten eines wirk-
samen Vorgehens gegen den Menschenhandel zu fördern, im Einklang mit Beschluss 16/1 
der Kommission für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege vom 27. April 20075, 

 unter Berücksichtigung aller einschlägigen Resolutionen des Wirtschafts- und Sozial-
rats, insbesondere der Resolutionen 2007/20, 2007/21, 2007/22, 2007/23 und 2007/24 vom 
26. Juli 2007 und aller Resolutionen betreffend die Stärkung der internationalen Zusam-
menarbeit sowie der technischen Hilfe und Beratenden Dienste auf dem Gebiet der Verbre-
chensverhütung und der Strafrechtspflege, der Förderung und Stärkung der Rechtsstaatlich-
keit und der Reform der Institutionen der Strafrechtspflege, namentlich bei der Durchfüh-
rung der technischen Hilfe, insbesondere in Afrika, die das zum Büro der Vereinten Natio-
nen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung gehörende Programm der Vereinten Nationen 
für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege gewährt, 

 betonend, dass ihre Resolution 61/143 vom 19. Dezember 2006 über die Verstärkung 
der Bemühungen zur Beseitigung aller Formen der Gewalt gegen Frauen erhebliche Aus-
_______________ 
2 United Nations, Treaty Series, Vol. 2225, 2237, 2241 und 2326, Nr. 39574. Amtliche deutschsprachige 
Fassungen: dBGBl. 2005 II S. 954, 956; LGBl. 2008 Nr. 72; öBGBl. III Nr. 84/2005; AS 2006 5861 (Über-
einkommen); dBGBl. 2005 II S. 954, 995; LGBl. 2008 Nr. 74; öBGBl. III Nr. 220/2005; AS 2006 5917 
(Protokoll gegen den Menschenhandel); dBGBl. 2005 II S. 954, 1007; LGBl. 2008 Nr. 73; öBGBl. III 
Nr. 11/2008; AS 2006 5899 (Protokoll gegen die Schleusung von Migranten). Feuerwaffen-Protokoll: 
deutschsprachige Fassung in Resolution 55/255, Anlage. 
3 Ebd., Vol. 2349, Nr. 42146. Amtliche deutschsprachige Fassung: öBGBl. III Nr. 47/2006. 
4 Resolution 60/288. 
5 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2007, Supplement No. 10 (E/2007/30/Rev.1), 
erster Teil, Kap. I, Abschn. D. 
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wirkungen auf das Programm der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Straf-
rechtspflege und seine Aktivitäten hat, 

 unter Hinweis auf die Erklärung von Bangkok über Synergien und Maßnahmen: Stra-
tegische Allianzen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege6, 

 in der Erkenntnis, dass Maßnahmen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kri-
minalität und den Terrorismus eine gemeinsame und geteilte Verantwortung darstellen, und 
unter Betonung der Notwendigkeit, gemeinsam auf die Verhütung und Bekämpfung der 
grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität, der Korruption und des Terrorismus in al-
len seinen Arten und Erscheinungsformen hinzuarbeiten, 

 in Anerkennung der Notwendigkeit, bei den Kapazitäten für technische Zusammenar-
beit, über die das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung 
verfügt, das Gleichgewicht zwischen allen von der Generalversammlung und dem Wirt-
schafts- und Sozialrat benannten einschlägigen Prioritäten zu wahren, 

 1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs über die bei der 
Durchführung der Resolution 61/181 der Generalversammlung erzielten Fortschritte7; 

 2. bekräftigt, wie wichtig das Programm der Vereinten Nationen für Verbrechens-
verhütung und Strafrechtspflege bei der Förderung wirksamer Maßnahmen zur Verstärkung 
der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der 
Strafrechtspflege ist und wie wichtig die Tätigkeit des Büros der Vereinten Nationen für 
Drogen- und Verbrechensbekämpfung bei der Wahrnehmung seines Mandats auf dem Ge-
biet der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege ist, so auch indem es die Mitglied-
staaten auf Antrag und mit hohem Vorrang durch technische Zusammenarbeit, Beratende 
Dienste und andere Formen der Hilfe unterstützt und die Tätigkeit aller einschlägigen und 
zuständigen Organe und Büros der Vereinten Nationen koordiniert und ergänzt; 

 3. würdigt die Fortschritte, die das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und 
Verbrechensbekämpfung bei der Erbringung von Beratenden Diensten und Hilfe für die 
darum ersuchenden Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Korruption, der organisierten Kri-
minalität, der Geldwäsche, des Terrorismus, der Entführung, des Menschenhandels, ein-
schließlich der Unterstützung und des Schutzes der Opfer, sowie bei der internationalen Zu-
sammenarbeit unter besonderer Betonung der Auslieferung und der gegenseitigen Rechts-
hilfe erzielt hat, sowie die Anstrengungen zur Durchführung des Aktionsprogramms 2006-
2010 zur Stärkung der Rechtsstaatlichkeit und der Strafjustizsysteme in Afrika8, um die 
Auswirkungen von Kriminalität und Drogen auf die Sicherheit und die Entwicklung in Afri-
ka zu senken; 

 4. stellt fest, wie wichtig es ist, die Mitgliedstaaten auch künftig zum Ausbau ihrer 
Kapazitäten zur Bekämpfung von Entführungen im Einklang mit dem United Nations 
Counter-Kidnapping Manual (Handbuch der Vereinten Nationen für Maßnahmen gegen 
Menschenraub) zu befähigen, und ersucht das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und 
Verbrechensbekämpfung, interessierten Mitgliedstaaten auf Antrag auch weiterhin techni-
sche Hilfe und Zusammenarbeit auf diesem Gebiet zu gewähren; 

 5. bittet die Mitgliedstaaten, fortlaufend bewährte Verfahren zur Bekämpfung des 
Menschenhandels zu ermitteln und dem Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und 

_______________ 
6 Resolution 60/177, Anlage. 
7 A/62/126. 
8 In Englisch verfügbar unter https://www.unodc.org/art/en/ppaa.html. 
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Verbrechensbekämpfung und gegebenenfalls den anderen Partnern der Globalen Initiative 
der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des Menschenhandels die Ergebnisse mitzuteilen, 
um sie in ihren Anstrengungen zur Bekämpfung der globalen Bedrohung durch den Men-
schenhandel weiter zu unterstützen; 

 6. fordert das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämp-
fung nachdrücklich auf, die Zusammenarbeit mit den zwischenstaatlichen, internationalen 
und regionalen Organisationen, deren Mandat sich auf die grenzüberschreitende organisierte 
Kriminalität bezieht, gegebenenfalls auszuweiten, um bewährte Verfahren auszutauschen 
und ihre jeweiligen einzigartigen komparativen Vorteile zu nutzen; 

 7. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von dem Beschluss 2007/253 des Wirtschafts- 
und Sozialrats vom 26. Juli 2007, nach dem die Kommission für Verbrechensverhütung und 
Strafrechtspflege auf ihrer siebzehnten Tagung im April 2008 eine thematische Diskussion 
der unter ihr Mandat fallenden Aspekte der Gewalt gegen Frauen abhalten würde, und legt 
den Mitgliedstaaten nahe, sich bei der thematischen Debatte angemessen vertreten zu lassen 
und sich aktiv daran zu beteiligen; 

 8. lenkt die Aufmerksamkeit auf die in dem Bericht des Generalsekretärs aufge-
führten neuen politischen Fragen, darunter die Kriminalität in Städten, die sexuelle Ausbeu-
tung von Kindern, Betrug und Identitätsdiebstahl und der internationale Handel mit Wald-
produkten, namentlich Holz, wildlebenden Tieren und Pflanzen und anderen biologischen 
Ressourcen der Wälder, und bittet das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbre-
chensbekämpfung, im Rahmen seines Mandats Mittel und Wege zur Behandlung dieser 
Fragen zu sondieren und dabei die Resolutionen des Wirtschafts- und Sozialrats 2007/12 
vom 25. Juli 2007 und 2007/19 vom 26. Juli 2007 über die Strategie des Büros der Verein-
ten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung im Zeitraum 2008-2011 zu berück-
sichtigen; 

 9. fordert die Mitgliedstaaten und die zuständigen internationalen Organisationen 
nachdrücklich auf, zur wirksamen Bekämpfung der grenzüberschreitenden organisierten 
Kriminalität, namentlich des Menschenhandels, der Schleusung von Migranten und der un-
erlaubten Herstellung und grenzüberschreitenden Verbringung von Feuerwaffen, sowie der 
Korruption und des Terrorismus in Zusammenarbeit mit dem Programm der Vereinten Na-
tionen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege nach Bedarf nationale und regionale 
Strategien sowie weitere notwendige Maßnahmen auszuarbeiten; 

 10. bekräftigt, wie wichtig das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und 
Verbrechensbekämpfung und seine Regionalbüros beim Aufbau von Kapazitäten auf lokaler 
Ebene zur Bekämpfung der grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität und des Dro-
genhandels sind, und fordert das Büro nachdrücklich auf, bei Entscheidungen über die 
Schließung und Verlegung von Büros regionale Schwachstellen, Projekte und Auswirkun-
gen im Kampf gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität, insbesondere in 
den Entwicklungsländern, zu berücksichtigen, um ein wirksames Maß an Unterstützung für 
die auf diesen Gebieten unternommenen nationalen und regionalen Anstrengungen auf-
rechtzuerhalten; 

 11. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, sofern sie es nicht bereits getan 
haben, die Unterzeichnung oder Ratifikation des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität (Übereinkommen von Palermo) 
und der dazugehörigen Protokolle2, des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen 
Korruption (Übereinkommen von Mérida)3 und der internationalen Übereinkommen und 
Protokolle betreffend den Terrorismus beziehungsweise den Beitritt zu diesen Übereinkünf-
ten zu erwägen, und ermutigt die Vertragsstaaten, der Konferenz der Vertragsparteien des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kri-
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minalität und der Konferenz der Vertragsstaaten des Übereinkommens der Vereinten Natio-
nen gegen Korruption auch weiterhin volle Unterstützung zu gewähren und den Konferen-
zen namentlich auch Informationen betreffend die Einhaltung der Verträge zukommen zu 
lassen; 

 12. ersucht das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämp-
fung, seine den Mitgliedstaaten auf Antrag gewährte technische Hilfe zu verstärken, die in-
ternationale Zusammenarbeit bei der Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus durch die 
Erleichterung der Ratifikation und Durchführung der universellen Übereinkommen und 
Protokolle betreffend den Terrorismus in enger Abstimmung mit dem Ausschuss zur Be-
kämpfung des Terrorismus und seinem Exekutivdirektorium zu vertiefen und zur Tätigkeit 
des Arbeitsstabs Terrorismusbekämpfung beizutragen, und bittet die Mitgliedstaaten, dem 
Büro angemessene Ressourcen für die Wahrnehmung seines Mandats bereitzustellen; 

 13. ermutigt die Mitgliedstaaten, ihrem nationalen Kontext angemessene einschlä-
gige Maßnahmen zu ergreifen, um die Nutzung und Anwendung der Standards und Normen 
der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege si-
cherzustellen, so auch indem sie die von dem Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und 
Verbrechensbekämpfung bereits erarbeiteten und veröffentlichten Handbücher prüfen und 
sie, wenn sie dies für notwendig halten, verbreiten; 

 14. erklärt erneut, wie wichtig es ist, das Programm der Vereinten Nationen für 
Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege entsprechend der ihm zuerkannten hohen Prio-
rität und der steigenden Nachfrage nach seinen Diensten, insbesondere im Hinblick auf die 
Bereitstellung umfangreicherer Hilfe an Entwicklungs-, Transformations- und Postkonflikt-
länder auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der Reform der Strafrechtspflege, auf 
eine ausreichende, stabile und berechenbare Finanzgrundlage zu stellen, damit es sein Man-
dat in vollem Umfang erfüllen kann; 

 15. ersucht den Generalsekretär erneut, das Programm der Vereinten Nationen für 
Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege mit ausreichenden Ressourcen auszustatten, 
damit es sein Mandat in vollem Umfang gemäß seinen hohen Vorrangbereichen erfüllen 
kann, und der Kommission für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege angemessene 
Unterstützung zu gewähren; 

 16. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer dreiundsechzig-
sten Tagung einen Bericht über die Durchführung der Mandate des Programms der Verein-
ten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege vorzulegen, der auch neu auf-
tretenden politischen Fragen und möglichen Antworten Rechnung trägt. 

77. Plenarsitzung 
18. Dezember 2007 


